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Festsetzungen
gem. § 9 BauGB i.V.m. BauNVO

3. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes  Nr.17 "Am Biedersberg" 
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Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Kreisstadt Neunkirchen hat in seiner 
Sitzung am __.__.____ die Aufstellung der 3. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 17 "Am Biedersberg" 
beschlossen (§ 2 Abs.1 BauGB). 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.____ durch 
Veröffentlichung im amtlichen Bekanntmachungsblatt 
der Kreisstadt Neunkirchen ortsüblich bekannt 
gemacht.

Neunkirchen, den

Satzungsbeschluss

Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 "Am 
Biedersberg" wurde in der öffentlichen Sitzung am 
__.__.____ vom Rat der Kreisstadt Neunkirchen als 
Satzung beschlossen. 

Die Begründung wurde gebilligt. (§ 10 Abs. 1 BauGB)

Bekanntmachung

Der Beschluss des Bebauungsplans sowie die Stelle, bei 
der der Plan mit Begründung auf Dauer während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden 
kann und bei der über den Inhalt Auskunft zu erhalten 
ist, wurden am ___.___._____ im amtlichen Bekannt- 
machungsblatt der Kreisstadt Neunkirchen ortsüblich 
öffentlich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Neunkirchen, den

.......................................
Der Oberbürgermeister

Ausfertigung

Die Satzung der 3. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 17 "Am Biedersberg" wird hiermit ausgefertigt.

Neunkirchen, den

..........................................
Der Oberbürgermeister

Beteiligungsverfahren

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde 
vom __.__.____ bis __.__.____ durchgeführt (§ 3 Abs. 
1 BauGB).

Die von der Planung berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ frühzeitig von der Planung 
unterrichtet (§ 4 Abs.1 BauGB).

Der Rat der Kreisstadt Neunkirchen hat in seiner 
Sitzung am __.__.____ den Entwurf des 
Bebauungsplans mit Begründung beschlossen und zur 
Auslegung bestimmt.

Der Entwurf des Bebauungsplans hat mit der 
Begründung in der Zeit vom  __.__.____ bis 
einschließlich __.__.____ während der Dienststunden 
öffentlich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB). 

Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, 
welche Arten umweltbezogener  Informationen 
verfügbar sind, wurden mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist 
abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben 
und, dass ein Antrag nach § 47 
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit 
ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten 
geltend gemacht werden können, am __.__.____ 
durch Veröffentlichung im Amtlichen 
Bekanntmachungsblatt der Kreisstadt Neunkirchen 
ortsüblich bekannt gemacht.

Die von der Planung berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Auslegung 
benachrichtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB).
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1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und §§ 1 - 15 BauNVO)

1.2 Mischgebiet (§ 6 BauNVO)

siehe Planzeichnung

Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht 
wesentlich stören.

1.2.1 Zulässige Arten von baulichen Nutzungen:

Gem. § 6 Abs. 2 BauNVO
- Wohngebäude
- Geschäfts- und Bürogebäude
- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes
- Sonstige Gewerbebetriebe
- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke

1.2.2 Nicht zulässige Arten von Nutzungen:

Gem. § 1 Abs. 5 BauNVO werden
- Gartenbaubetriebe
- Tankstellen
- Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 in den Teilen des Gebietes, die überwiegend 

durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind,

ausgeschlossen.

Gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden

- Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 außerhalb der in Absatz 2 Nr. 8 bezeichneten 
Teile des Gebietes die gem. § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässig sind,

nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

1.3 Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

siehe Planzeichnung

Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben

1.3.1 Zulässige Arten von baulichen Nutzungen:

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.v.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO
- Gewerbebetriebe aller Art Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
- Tankstellen

1.3.3 Nicht zulässige Nutzungen:

Gem. § 1 Abs. 5 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO werden
- Bordelle, bordellartige Betriebe, sowie sonstige Betriebe und Einrichtungen, bei denen die 

Ausübung sexueller Handlungen betriebliches Wesensmerkmal ist,
ausgeschlossen.

Gem. § 1 Abs. 5 BauNVO werden
- Anlagen für sportliche Zwecke
ausgeschlossen.

1.3.2 Ausnahmsweise zulässige Arten von Nutzungen:

keine

1.4 Industriegebiet (§ 9 BauNVO)

siehe Planzeichnung

Industriegebiete dienen ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben, und zwar vorwiegend 
solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind. 

1.4.1 Zulässige Arten von baulichen Nutzungen:

Gem. § 9 Abs. 2 BauNVO i.v.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO
- Gewerbebetriebe aller Art Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
- Tankstellen

1.4.2 Ausnahmsweise zulässige Arten von Nutzungen:

keine

1.4.3 Nicht zulässige Nutzungen:

Gem. § 1 Abs. 5 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO werden
- Bordelle, bordellartige Betriebe, sowie sonstige Betriebe und Einrichtungen, bei denen die 

Ausübung sexueller Handlungen betriebliches Wesensmerkmal ist,
ausgeschlossen.

Gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden
- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

4. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)
siehe Planzeichnung
Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen im vorliegenden Bebauungsplan durch 
die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt, die dem Plan zu entnehmen sind. Ein Vor- und Zurücktreten von 
Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß (bis maximal 0,5 m) kann gestattet werden.
Gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, dass Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind.

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)
Im Allgemeinen Wohngebiet WA wird eine offene Bauweise entsprechend § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. 
Im Mischgebiet MI, im Gewerbegebiet sowie im Industriegebiet wird eine abweichende Bauweise gemäß § 22 
Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Grenzbebauung ohne Einhaltung der Abstandsflächen und Gebäudelängen über 50 m 
sind zulässig.

6. Verkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sowie Anschluss anderer Flächen an die  
Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

siehe Planzeichnung

Die im Plangebiet gelegenen Teile des Biedersbergwegs werden als Straßenverkehrsfläche festgesetzt.
 Im Eckbereich Zollhausstraße / In den Hilswiesen" wird ein Einfahrtsbereich zum Baugebiet GI festgesetzt.

Die Erschließung des sich an das Mischgebiet anschließende Allgemeine Wohngebiet wird mit einer Baulast gem. 
§ 83 BauNVO gesichert.

8. Wasserflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

siehe Planzeichnung

Der Haderbach (teilweise verrohrt) und die beiden Teiche werden gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB als Wasserflächen 
festgesetzt.

9. Flächen für Wald (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB)

siehe Planzeichnung

Pflanzliste Laubbaumhochstämme und Heister (Beispiele)
Schwarzerle (Alnus glutinosa)
Stiel-Eiche (Quercus robur)
Trauben-Eiche (Quercus petraea)
Eberesche (Sorbus aucuparia)
Hainbuche (Carpinus betulus)
Birke (Betula verrucosa)
Spitzahorn (Acer platanoides)
Bergahorn (Acer pseudoplatanus)
Feldahorn (Acer campestre)
Winterlinde (Tilia cordata)
Sommerlinde (Tilia platyphyllos)
Rotbuche (Fagus sylvatica)
Heimische Obstbaumsorte

Pflanzliste Sträucher
Hartriegel (Cornus sanguinea)
Kornelkirsche (Cornus mas)
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)
Schlehe (Prugus spinosa)
Hasel (Corylus avellana)
Heckenrose (Rosa canina)
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus)
Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata)
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna)
Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus)
Hundsrose (Rosa canina)
Rote Johannisbeere (Ribes rubrum)

Pflanzqualität
Zur schnelleren Wirksamkeit der Ausgleichspflanzungen im Sinne einer besseren Einbindung des Planungsraumes 
ins Landschaftsbild werden folgende Mindestqualitätsstandards an die Pflanzungen gestellt:

- Hochstämme / Stammbüsche: 3xv. StU 12-14 cm
- Heister: 2xv, ab 100 cm
- Sträucher: 2 Tr, ab 60 cm

Erfolgte Anpflanzungen unterliegen der Bindung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB.

13. Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich
(§ 9 Abs. 1 aBauGB)
Das durch die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 "Am Biedersberg" verursachte Defizit von 22.016 ÖW 
wird durch Ökokontomaßnahmen der Naturland Ökoflächen-Management GmbH (ÖFM) ausgeglichen. Hierzu 
wird die Ökokontomaßnahme "Landschaftspark Hofgut Imsbach" herangezogen.

Kennzeichnungen
gem. § 9 Abs. 5 BauGB

Altlasten: Kennzeichnung siehe Plan
- Im Plangebiet liegen die Altlastenverdachtsflächen NK_5033 „Chemisch-Pharmazeutische Fabrik GmbH“ und 

NK_20638 Altlast „In den Hilswiesen II“. Bei der letztgenannten handelt es sich um eine wilde Müllkippe und 
Ablagerung von Hausmüll, Bauschutt etc. Über beide Flächen liegen keine aktuellen Boden- oder 
Grundwasseruntersuchungen vor.

- Sofern bei Erdarbeiten, Bodenbewegungen oder Ähnlichem Bodenverunreinigungen über den bisherigen 
Kenntnisstand hinaus angetroffen werden, die nach Art, Beschaffenheit oder Menge gesundheits-, luft-, oder 
wassergefährdend, explosibel oder brennbar sind, müssen diese unverzüglich dem Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz, Saarbrücken, angezeigt werden.

Naturgas: gesamter Geltungsbereich 
- Im Randbereich des Plangebiets befinden sich Naturgasaustrittsstellen, die vom Bergamt Saarbrücken überwacht 

werden. Aufgrund der Lage des Vorhabens wird empfohlen, die entsprechend des „Maßnahmenkatalogs zur 
Gefahrenreduzierung gegen Naturgaseintritte in das Gebäude“ erarbeiteten baulichen Maßnahmen umzusetzen.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 - 21 BauNVO)

2.1 Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO)

Siehe Nutzungsschablone/siehe Planeinschrieb

Die Gebäudehöhe im Allgemeinen Wohngebiet WA wird auf max. 266 m über NN festgesetzt.

Die Gebäudehöhe im GE wird gemäß Planeinschrieb festgesetzt. 

Die Gebäudehöhe wird als oberste Dachbegrenzungskante definiert. Als unterer Bezugspunkt für die Bestimmung 
der Gebäudehöhe gilt NN. Von der Höhenbegrenzung ausgenommen sind alle nachgeordneten Anlagen, 
Betriebsvorrichtungen und technischen Aufbauten, die zur Aufrechterhaltung der Nutzungen erforderlich sind.

2.2 Grundflächenzahl (§ 19 Abs. 1 BauNVO)
Siehe Nutzungsschablone
Die maximal zulässige Grundflächenzahl im Allgemeinen Wohngebiet WA wird auf 0,4 und im Mischgebiet  auf 0,6 
festgesetzt.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO ist im Allgemeinen Wohngebiet sowie im Mischgebiet eine Überschreitung der 
festgesetzten GRZ durch die Grundflächen von:
- Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten
- Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
- bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird

um bis zu 50%, jedoch höchstens bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 zulässig.

Die maximal zulässige Grundflächenzahl im Gewerbegebiet und im Industriegebiet wird auf 0,8 festgesetzt.

2.3 Zahl der Vollgeschosse (§ 20 Abs. 1 BauNVO)

Siehe Nutzungsschablone

Die maximale zulässige Zahl an Vollgeschossen wird im Allgemeinen Wohngebiet WA und im Mischgebiet auf II 
Vollgeschosse festgesetzt.

7. Führung von ober- oder unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

siehe Planzeichnung

hier: Trennsystem

Allgemeines Wohngebiet (WA):
Die Entwässerung des WA erfolgt im Trennsystem. Das Niederschlagswasser wird gesammelt und den beiden 
Teichen zugeführt. Das Schmutzwasser ist der Ortskanalisation zuzuführen.

11. Flächen für besondere Anlagen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr.24 BauGB)

siehe Planzeichnung

Hier: Lärmschutzwand, Lärmschutzwall

Die vorhandenen Lärmschutzeinrichtungen (Wand, Wall) sind in ihren derzeitigen Dimensionen dauerhaft zu 
erhalten sowie zum Schutz der Anlieger vor Lärmimmissionen und zur optischen Abschirmung gemäß dem 
Schallschutztechnischen-Gutachten des SGS-TÜV Saar GmbH (April 2019), zu ergänzen. Die Höhenangaben der
Lärmschutzeinrichtungen sind der Planzeichnung (Einschrieb) zu entnehmen. Als unterer Bezugspunkt für die 
Bestimmung der Höhe gilt NN.

Fenster von schutzbedürftigen Räumen dürfen sich nur im Erdgeschoss und 1. Obergeschoss der Wohnhäuser im 
geplanten Wohngebiet (WA) befinden.

12. Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB)

siehe Planzeichnung 

P1: Erhalt der Baum-Strauchhecken im Randbereich des Industriegebietes
Innerhalb der entsprechend gekennzeichneten Fläche (siehe Planzeichnung) ist die vorhandene Gehölzpflanzung 
zu erhalten und dauerhaft zu pflegen.

P2: Erhalt der gestalterischen Ziergehölzpflanzungen
Innerhalb der entsprechend gekennzeichneten Fläche (siehe Planzeichnung) sind die vorhandenen 
Ziergehölzpflanzungen zu erhalten, dauerhaft gärtnerisch zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen.

P3: Bepflanzung Lärmschutzwälle
Die beiden entsprechend gekennzeichneten Lärmschutzwälle sind durch die Anlage einer Strauchpflanzung im 
Raster von 1,5m x 1,5m aus blütenreichen standortgerechten, heimischen Sträuchern gemäß Pflanzliste, die zur 
Böschungssicherung geeignet sind, zu bepflanzen und dauerhaft zu pflegen.

P4: Bepflanzung der Böschung im Randbereich des Allgemeinen Wohngebietes
Innerhalb der entsprechend gekennzeichneten Fläche (siehe Planzeichnung) ist durch Pflanzung heimischer, 
standortgerechter, zur Böschungssicherung geeigneter Sträucher und Heister gemäß Pflanzliste im Raster 1,5 m x 
1,5 m eine dichte Böschungsbepflanzung zu entwickeln.

Die Böschung, die zum Teich hin relativ steil hergestellt ist, wird im Zuge der Anlage der Böschungsbepflanzung 
abgeflacht und naturnah gestaltet. Auf eine Befestigung der Böschung mit künstliche Stützelemente ist zu 
verzichten.

P5: Anlage von Sichtschutzpflanzungen
Innerhalb der entsprechend gekennzeichneten Fläche (siehe Planzeichnung) im westlichen und südlichen 
Randbereich des Allgemeinen Wohngebietes sind zur Entwicklung einer naturnahen Feldgehölzhecke heimische, 
standortgerechte Gehölze in einem Raster von 1,0 m x 1,5 m zu pflanzen. Hierbei sind zur besseren und 
schnelleren Abschirmung des Plangebietes mindestens 20 % Heister und 10 % Hochstämme oder Stammbüsche 
in die Pflanzung einzubinden.

P6: Stellplatzbegrünung
Stellplätze innerhalb des Mischgebietes sind intensiv zu begrünen. Je 4 Stellplätze ist ein standortgerechter, 
möglichst heimischer großkroniger Laubbaumhochstamm (StU16-18cm) gemäß Pflanzliste in räumlicher 
Zuordnung zu den Stellplätzen zu pflanzen und dauerhaft zu sichern. Die Baumstandortehaben die 
Mindestanforderungen der DIN18916 zu erfüllen, d.h. es wird eine offene Fläche von mindestens 6 m² und 
16m² Grundfläche des durchwurzelbaren Raumes mit einer Tiefe von mindestens 80cm verlangt. Die 
Pflanzqualität hat den Mindeststandards der FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung, 
Landschaftsbau e.V., Bonn) zu entsprechen.

P7: Begrünung der nicht überbaubare Grundstücksflächen im Allgemeinen Wohngebiet
Alle nicht überbauten Grundstücksflächen im Allgemeinen Wohngebiet, die nicht für Zufahrten, Umfahrten, 
Stellplätze oder Nebenanlagen benötigt werden, sind gärtnerisch anzulegen und intensiv zu begrünen. Pro 
Grundstück sind mindestens ein standortgerechter Obstbaum- oder Laubbaumhochstamm sowie 5 
standortgerechte Sträucher gemäß Pflanzliste anzupflanzen.

P8: Begrünung der nicht überbaubare Grundstücksflächen im Mischgebiet, Gewerbegebiet und Industriegebiet
Alle nicht überbauten Grundstücksflächen im Mischgebiet, Gewerbegebiet und Industriegebiet, die nicht für 
Zufahrten, Umfahrten, Stellplätze oder Nebenanlagen benötigt werden, sind gärtnerisch anzulegen und dauerhaft 
zu pflegen.

Für alle Pflanzmaßnahmen sind die DIN 18916 sowie die DIN 18920 und die FLL-Empfehlungen für 
Baumpflanzungen entsprechend zu beachten und es sind gebietsheimische Gehölze mit der regionalen Herkunft 
„Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem „Leitfaden zur Verwendung gebietseigener 
Gehölze“ (BMU, Januar 2012) zu verwenden. Zur optimalen Entfaltung der Funktionalität der Gehölzstrukturen im 
Bereich der Straßenbegleitenden Grünflächen sind zur Anpflanzung nur standortgerechte Arten bzw. deren 
Sorten, die für den städtischen Straßenraum geeignet sind, zu verwenden. Hierzu kann beispielsweise die 
„Straßenbaumliste der Ständigen Konferenz der Gartenamtsleiter beim Deutschen Städtetag“ 
(GALK-Straßenbaumliste Juli 2016) herangezogen werden. Die folgende Artenliste stellt daher lediglich eine 
beispielhafte Auswahl der zu pflanzenden Gehölze dar:

Schutzabstand Bachlauf (gem. § 56 Abs. 3 SWG)
Siehe Planzeichnung,
Hier: Im nördlichen Planabschnitt: Schutzstreifen von 10,0 m Breite zum Haderbach, gemessen ab Uferlinie.
Hier: Im südlichen Planabschnitt: Schutzstreifen von 5,0 m Breite zum Haderbach (verrohrt), gemessen ab Uferlinie.
Gemäß § 56 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juli 2004 
(Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 3. Dezember 2013 (Amtsbl. I 2014 S. 2), sind zur Erhaltung oder 
Verbesserung der ökologischen Funktionen der Gewässer oder zur Vermeidung oder Verminderung von 
Schadstoffeinträgen die Gewässerrandstreifen naturnah zu bewirtschaften.
„Unzulässig ist insbesondere

1. bis zu mindestens fünf Metern, gemessen von der Uferlinie,
a. innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile die Errichtung baulicher Anlagen, es sei denn, sie sind 

standortgebunden oder wasserwirtschaftlich erforderlich oder in einer bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 
rechtswirksamen Satzung nach dem Baugesetzbuch vorgesehen,

b. eine ackerbauliche und erwerbsgärtnerische Nutzung,
c. die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln sowie von mineralischem Dünger,
d. das Aufstellen von Zäunen u. ä.;

2. bis zu mindestens zehn Metern, gemessen von der Uferlinie,
a. außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile die Errichtung baulicher Anlagen, es sei denn, sie sind 

standortgebunden oder wasserwirtschaftlich erforderlich,
b. die Anwendung wassergefährdender Stoffe einschließlich Jauche, Gülle und Pflanzenschutzmitteln mit 

Anwendungsbeschränkungen.“

Schutzabstand Wald (gem. § 14 Abs. 3 LWaldG)
Siehe Planzeichnung,
Das Gesetz Nr. 1069 - Waldgesetz für das Saarland (Landeswaldgesetz - LWaldG) vom 26. Oktober 1977, zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 20. September 2017 (Amtsbl. I S. 868), regelt in § 14 Abs. 3, dass bei der Errichtung von Gebäuden 
auf waldnahen Grundstücken ein Abstand von 30 m zwischen Waldgrenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten ist. 
Hiervon kann die Forstbehörde Ausnahmen genehmigen, wenn

- der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers des von der 
Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt bestellt, die
forstwirtschaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks einschließlich 
sämtlicher Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit auf Schadensersatzansprüche aus dem 
Eigentum zu verzichten und

- aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der Geländeausformung, der Waldstruktur sowie der 
Windexposition keine erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Der Schutzabstand zum Wald von 30 m wird in den Bebauungsplan gem. § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich übernommen.

Genehmigungsbescheid gem. § 4 Abs. 1 i.V.m. § 19 Abs. 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
Der Genehmigungsbescheid (Genehmigungsregister-Nr.: M  09 / 2010) gemäß BImSchG vom 03. März 2010 und dessen 
Auflagen für die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur Behandlung und Verwertung von Abfällen sowie zur 
Produktion von Sekundärrohstoffen, insbesondere einer Recyclinganlage zur Behandlung von nicht gefährlichen Abfällen 
(mineralische Abfälle wie Beton, Straßenaufbruch etc.) sowie Sortierung, zeitweilige Lagerung und Umschlag von 
sonstigen nicht gefährlichen und gefährlichen Abfällen werden nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen.

Geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG)
Innerhalb des Plangebietes befindet sich folgendes nach § 30 BNatschG geschütztes Biotop:

• Erlensaum (gem. § 30 Abs. 2 Nr. 4 BNatSchG)
Eine Ausnahmegenehmigung gem. § 30 BNatschG i.V.m. § 22 SNG zur Inanspruchnahme geschützter Biotope wird im 
Rahmen des Bebauungsplanes nicht erforderlich, da die Flächen des Erlensaums durch Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 
18 BauGB dauerhaft gesichert werden.

Nachrichtliche Übernahme
gem. § 9 Abs. 6 BauGB

Gesetzliche Grundlagen

Der Rat der Kreisstadt Neunkirchen hat in seiner 
öffentlichen Sitzung am __.__.____ die abgegebenen 
Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange geprüft. 

Das Ergebnis wurde denjenigen, die Anregungen 
vorgebracht haben, mit Schreiben vom __.__.____ 
mitgeteilt (§ 4 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

1.1 Allgemeines Wohngebiet - WA (§ 4 BauNVO)

siehe Planzeichnung

1.1.1 Zulässige Arten von baulichen Nutzungen:

Gem. § 4 Abs. 2 BauNVO
- Wohngebäude (s. dazu bedingte Zulässigkeit gem. § 9 Abs. 2 BauGB),
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 

störenden Handwerksbetriebe,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke (siehe dazu 

bedingte Zulässigkeit gem. § 9 Abs. 2 BauGB).

1.1.2 Unzulässig sind gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO:

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
- Anlagen für Verwaltungen,
- Gartenbaubetriebe,
- Tankstellen.

Hinweise und Empfehlungen

Bodendenkmäler
Die Anzeigepflicht und das befristete Veränderungsverbot bei Bodenfunden nach dem Saarländischen 
Denkmalschutzgesetz sind zu beachten.

Einhaltung der Grenzabstände
Bei der Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern entlang von Grundstücksgrenzen sind die Grenzabstände gemäß dem 
Saarländischen Nachbarrechtsgesetz zu beachten.

Baumpflanzungen
Das Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen ist bei den Baumpflanzungen zu beachten. Bei der Ausführung der Erdarbeiten oder 
Baumaßnahmen müssen die Richtlinien der DIN 18920 “Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei 
Baumaßnahmen“ beachtet werden. Das DVGW-Regelwerk GW 125 “Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer 
Versorgungsanlagen“ ist bei der Planung zu beachten.

Rodungs- und Rückschnittarbeiten
Entsprechend § 39 Abs. 5 BNatSchG sind erforderliche Rodungs- und Rückschnittarbeiten im Zeitraum zwischen dem 01. 
Oktober und dem 28. Februar des Folgejahres durchzuführen, um eine Störung der Avifauna während der Brutzeit zu 
vermeiden.

Schutz des Mutterbodens (§ 202 BauGB)
Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen 
der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu 
schützen. Hierbei sind die Bestimmungen der DIN 18320 zu beachten.

Grunddienstbarkeit
Die Eigentümer der vom vorliegenden Bebauungsplan betroffenen Parzellen verpflichten sich  im Falle einer 
Unterschreitung des Schutzabstandes zum Wald - durch Bestellung einer Dienstbarkeit, die forstwirtschaftliche Nutzung, 
einschließlich sämtlicher Einwirkungen durch Baumwurf des Nachbargrundstücks uneingeschränkt und entschädigungslos 
unter Verzicht auf Schadenersatzansprüche zu dulden.
Die Grunddienstbarkeit wird im Grundbuch eingetragen.

Munitionsfunde
Nach Genehmigungsbescheid (Genehmigungsregister-Nr.: M  09 / 2010) gemäß BImSchG vom 03. März 2010 liegt das 
Plangebiet in einem Bereich, der durch Munition oder Bombenblindgänger insbesondere aus dem Zweiten Weltkrieg 
gefährdet ist. Vor Beginn von Erdarbeiten ist beim Landeskriminalamt, Dezernat 36, Sachgebiet 362, 66121 Saarbrücken, 
Telefon 0681/962-3381, die vorsorgliche Absuchung der munitionsgefährdeten Flächen durch den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst zu beantragen.
Seit 2013 werden Baugrunduntersuchungen und Grundstücksüberprüfungen (Flächendetektion/ Bohrlochdetektion) aus 
personellen Gründen nicht mehr durch den staatlichen Kampfmittelbeseitigungsdienst durchgeführt. Deshalb sollten 
Anfragen zu Kampfmitteln so frühzeitig gestellt werden, dass die Beauftragung gewerblicher Firmen zur Detektion der 
Baufläche rechtzeitig vor Baubeginn durch den Bauherrn erfolgen kann. Die Kosten hierfür gehen zu Lasten des 
Bauherrn/ Auftraggebers. Der Kampfmittelbeseitigungsdienst ist auch weiterhin für die Beseitigung, Entschärfung, 
Vernichtung aufgefundener Kampfmittel zuständig.

Neupflanzung im Nachbarbereich von Bahnanlagen
Laut Genehmigungsbescheid (Genehmigungsregister-Nr.: M  09 / 2010) gemäß BImSchG vom 03. März 2010 müssen 
Neupflanzungen im Nachbarbereich der Bahnanlagen den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. 
Daher ist bei Neupflanzungen im südlichen Randbereich des Plangebietes die Bahnrichtlinie 882 zu beachten.
Weiterhin ist zu beachten dass durch regelmäßig Pflege- und Rückschnittmaßnahmen an bestehenden Gehölzen im 
Nachbarbereich zu Bahnanlagen nach anerkannten Regeln der Technik (DIN VDE 0115 Teil 3, 1997-12 und DIN EN 
50122-1) zwischen Oberleitungsanlagen und Ästen von Bäumen oder Sträuchern jederzeit ein Abstand von 2,50 m 
einzuhalten ist.

Angrenzende Bahnlinie
Aufgrund der angrenzenden Bahnlinie ist im Plangebiet eine Vielzahl von Punkten zu beachten, um die Sicherheit des 
Bahnbetriebes dauerhaft zu gewährleisten. Diese hat die DB AG, DB Immobilien, Region Südwest in einem Schreiben vom 
26.03.2018 detailliert aufgeführt. Dieses Schreiben ist in der Begründung zum Bebauungsplan im Wortlaut zitiert.

Vegetationsschutz
Im Zuge der Baumaßnahmen sollten zu erhaltende Gehölzbestände durch entsprechende Vegetationsschutzmaßnahmen 
nach DIN 18920 oder RASLP 4 (Bauzaun) unter Beachtung der ZTV- Baumpflege - insbesondere Punkt 3.5 - geschützt 
werden.

Naturgas
Aufgrund der vorhandenen Naturgasaustrittsstellen ist im Plangebiet eine Vielzahl von Punkten zu beachten. Diese hat 
das Oberbergamt des Saarlandes in einem Schreiben vom 07.03.2018 im „Maßnahmenkatalog zur Gefahrenreduzierung 
gegen Naturgaseintritte in das Gebäude“ detailliert aufgeführt. Dieses Schreiben ist in der Begründung zum 
Bebauungsplan im Wortlaut zitiert.

Ehemalige Eisenerzkonzession
Das Plangebiet liegt im Bereich einer ehemaligen Eisenerzkonzession. Bei Ausschachtungsarbeiten ist auf Anzeichen von 
altem Bergbau zu achten. Funde sind dem Oberbergamt mitzuteilen.

Artenschutzmaßnahmen Reptilien
Zum Ausschluss von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG bezüglich der Mauereidechse (Podarcis muralis) werden 
Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen als Festsetzung M1 nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BNatSchG) 
erforderlich. Um die Tötung von Mauereidechsen zu vermeiden hat als Vermeidungsmaßnahme der Abfang vorhandener 
Individuen aus dem Gefahrenbereich des Eingriffs (geplanter Erweiterungsbereich) wie folgt gemäß den Vorgaben des 
Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages zu erfolgen:

- Der Betrachtungsraum ist südseits in Richtung Gleisanlage, von wo stets Tiere einwandern, gegen Wieder- 
einwandern durch Individuen durch Aufstellen eines Reptilienzaunes „reptiliendicht“ zu sichern

- Durchführung des Abfang durch einen erfahrenen Herpetologen überwiegend mit Reptilienangeln, wenn 
sinnvoll auch per Handfang.

- Zeitfenster des Abfangs: Beginn im frühen Frühjahr mit Aktivitätsbeginn der Tiere (ca. März / April, je nach 
Witterungsverlauf) und Abschluss bis zu Beginn der Eiablage Mitte / Ende April. Weibliche Tiere dürfen erst ab 
August nach Ende der Eiablage wieder gefangen werden, für männliche Tiere gibt es keine zeitliche Begrenzung. 
nsgesamt muss der Abfang bis zum Beginn der Überwinterung der adulten Tiere Ende September / Anfang 
Oktober abgeschlossen sein. Der Abfang von Jungtieren ist je nach Witterung noch bis etwa Mitte Oktober 
möglich.

- Die aus dem Eingriffsbereich abgefangenen Tiere werden ohne weitere Zwischenhälterung in die Flächen ihres 
unmittelbar umliegenden Gesamtlebensraumes verbracht.

- Zur Verhinderung der Wiedereinwanderung verbleibt der Reptilienschutzzaun während der gesamten Bauphase.
- Um den nach Abfang noch im Baufeld verbliebenen Individuen eine aktive Flucht zu ermöglichen, ist von Anfang 

n die Anlage von Überstiegshilfen entlang des Zaunes auf der Eingriffsseite aus dem Gefahrenbereich heraus im 
Abstand von ca. 10 m erforderlich.

Um einen reibungslosen und eingriffsschonenden Ablauf der Baumaßnahme zu gewährleisten, wird vor allem hinsichtlich 
der CEF-Maßnahmen eine Ökologische Baubegleitung durch einen erfahrenen Herpetologen empfohlen.

Schallschutztechnisches Gutachten
Bei der Planung und den Baumaßnahmen zur  Errichtung der Wohngebäude ist das Schallschutztechnische-Gutachten des 
SGS-TÜV Saar GmbH (April 2019) zu beachten.

Entsprechend des Schalltechnischen Gutachtens (SGS-TÜV Saar GmbH, 16.04.2019) ist die Betriebsdauer der 
Bauschuttrecyclinganlage auf maximal 5 Stunden pro Tag außerhalb der Zeiten mit erhöhter Empfindlichkeit gemäß TA 
Lärm begrenzt.

Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum 
Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen
hier:  Schutzwall 
          Lärmschutzwand

Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
hier: Schutzfäche zum Wald = 30 m
hier: Schutzfäche zum Bach  = 10 m
hier: Schutzfäche zum verrohrten Bachlauf  = 5 m

Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB ; §§ 1-11 BauNVO)

Mischgebiete
(§ 6 BauNVO)

Industriegebiet
(§ 9 BauNVO)

Gewerbegebiete
(§ 8 BauNVO)

MI

GE

GI

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

Landwirtschaft und Wald 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 BauGB)

Wald

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, Maß baulicher Nutzung

Offene Bauweise

Abweichende Bauweise
o
a

Grundflächenzahl
Zahl der Vollgeschosse, maximalII

GRZ 0,6

Schutz, Pflege, Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Landschaftsschutzgebiet (Nachrichtliche Übernahme - außerhalb des Geltungsbereiches)

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und sonst. Bepflanzungen sowie von Gewässern

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft 
 (§ 9 Abs.1 Nr.16 und Abs. 6 BauGB)

Wasserflächen (Abgrenzung gem. Einmessung)

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Abgrenzung bestehender Bebauungspläne

PflanzmaßnahmenP1 - P8

Haderbach

Farblich ergänzende Darstellung für Flächen zum Anpflanzen und Erhalt

Ein- und Ausfahrtsbereich

Höhe der baulichen Anlage
hier: Oberkante Gebäude maximal ü NN

GOK = z.B. max. 
263 m üNN

Durchfahrtsbereich

Allgemeines Wohngebiet
(§ 4 BauNVO)

  
WA

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Verrohrter Bachlauf

Abgrenzung geschütztes Biotop gem. § 30 BNatSchG

Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind
hier: Altlastenverdachtsfläche
         NK_5033 "Chemisch-Pharmazeutische Fabrik GmbH"
hier: Altlast       
         NK_20638 "In den Hilswiesen II"

Rückwand / Stützmauer

Flächen für Nebenanlagen
hier: Fläche für nicht überdachte Materialboxen

Flächen für Massnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und LandschaftM1

Planzeichenerläuterung
nach BauGB i.V.m. BauNVO und PlanZVO 1990

Gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden
- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
- Vergnügungsstätten

nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

15. Räumlicher Geltungsbereich
(§ 9 Abs. 7 BauGB)
siehe Planzeichnung
Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind der Planzeichnung zu 
entnehmen.

14. Aufschiebende Bedingung für die Wirksamkeit sämtlicher Festsetzungen
(§ 9 Abs. 2 BauGB)

Unbedenklichkeitsnachweis für Altlastenverdachtsfläche
Im Allgemeinen Wohngebiet, in dessen Bereich sich die Altablagerung „In den Hilswiesen II“ 
NK_20638 befindet, sind gem. 4 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO und gem. 4 Abs. 3 BauNVO 
i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO Wohngebäude, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-
heitliche und sportliche Zwecke unzulässig. Diese sind gem. § 9 Abs. 2 BauGB erst nach Abschluss der 
Bodengutachten bzw. Bodensanierung zulässig, wenn eine Gefährdung empfindlicher Nutzungen 
auszuschließen ist. Das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz erteilt die Freigabe.

10. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

siehe Planzeichnung

M1: Schaffung von Reptilien-Biotopen
Innerhalb der entsprechend gekennzeichneten Maßnahmenfläche (siehe Planzeichnung) sind zur Kompensation des 
Lebensraumverlustes für die Mauereidechse im Plangebiet auf einer Fläche von ca. 640m² essentielle 
Lebensraumstrukturen als Habitatersatz durch Optimierung und Neuanlage anzulegen: Hierzu sind hier besonnte 
versteckreiche Flächen und Böschungen mit artgerechten Strukturen wie Steinwällen/Steinriegeln, 
Grobschotterschüttungen, Totholzhaufen als Jagd-, Rückzugs-, Paarungs- und Eiablage- sowie Über- 
winterungsbereiche herzustellen.

Folgende Aspekte sind zu beachten:
- Totholz und Astschnitt (gebündelt) im Gebiet belassen / einbringen. Diese können Versteck- und     

Unterschlupfmöglichkeiten für die Mauereidechsen und auch für ihre Nahrungstiere bieten.
- Rückzugs- und Winterquartiere in Form von langfristig besonnten Steinhaufen (Körnung 100  300; mindestens 

1m Höhe über Geländehöhe) mit seitlicher Anschüttung von Feinmaterial (Sand) als Eiablageplätze herstellen

Die Maßnahme hat vorgezogen, d.h. zeitlich vor Beginn des Eingriffs unter fachlicher Anleitung eines erfahrenen 
Herpetologen zu erfolgen. Zur Aufrechterhaltung der Lebensraumfunktion der Fläche für die Mauereidechse sind in 
der Fläche alle 5-7Jahre aufkommende Gehölze zu entnehmen.

Zur Gewährleistung eines reibungslosen und eingriffsschonenden Ablaufs der Baumaßnahme sind diese und vor 
allem die Durchführung der CEF-Maßnahme durch die Ökologische Baubegleitung eines erfahrenen Herpetologen zu 
begleiten.

5. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO)
siehe Planzeichnung
Die für den ordnungsgemäßen Betrieb der Anlagen erforderlichen Flächen für  Nebenanlagen  (z. B. Stellflächen 
für Kran, Bagger und Kleingeräte) sind in allen festgesetzten Baugebieten außer dem WA innerhalb und 
außerhalb der überbaubaren Flächen sowie auf den dafür festgesetzten Flächen zulässig.

Im festgesetzten Baugebiet MI südlich des WA sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen nur 
Stellplatzflächen bzw. Lagerflächen für Kleingeräte  zulässig.
Stellplätze und zugehörige Zufahrten sind in den festgesetzten Baugebieten MI und WA innerhalb der 
überbaubaren und außerhalb der überbaubaren Flächen  zulässig. Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren 
Fläche zulässig.

Bund:

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 
15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808)

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634)

Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3785)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und 
die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 
- PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 
(BGBl., I S.1057).

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. 
Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. 
Juni 2017 (BGBl. I S. 2193)

Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 08. April 2019 (BGBI.I S. 432)

Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
(Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG) vom 17. März 
1998 (BGBI. I.S.502), Artikel 2 Absatz 5 des Gesetzes vom 
20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808)

Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) Vom 12. Juli 1999 (BGBl. I S. 1554), zuletzt 
geändert durch Artikel 102 der Verordnung vom 31. 
August 2015 (BGBl. I S. 1474).

Land:

Saarländisches Landesplanungsgesetz (SLPG), Gesetz Nr. 
1731 vom 18. November 2010 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 2599), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. I S. 324).

Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 682), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 15. Juni 2016 (Amtsblatt des 
Saarlandes Seite 840).

Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saarland 
(Saarländisches Naturschutzgesetz SNG), Artikel 1 des 
Gesetzes Nr. 1592 zur Neuordnung des Saarländischen 
Naturschutz- rechts vom 05. April 2006 (Amtsblatt des 
Saarlandes, S. 726), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 13. Februar 2019 (Amtsblatt des Saarlandes Seite 
324).

Saarländisches Wassergesetz (SWG), in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juli 2004 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1994), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. I S. 324).

Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDSchG), Artikel 3 
des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes vom 13. Juni 2018 
(Amtsblatt des Saarlandes 2018 S. 358).

Landesbauordnung (LBO), Artikel 1 des Gesetzes Nr. 
1544 zur Neuordnung des Saarländischen Bauordnungs- 
und Bauberufsrechts vom 18. Februar 2004 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 822), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. I S. 324).

Saarländisches Nachbarrechtsgesetz vom 28. Februar 
1973 (Amtsblatt des Saarlandes, S. 210), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 15. Juli 2015 (Amtsbl. I 
S. 632).

Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (SBodSchG)- 
Saarländisches Bodenschutzgesetz vom 20. März 2002 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 990) zuletzt geändert durch 
Art.10 Abs.3 i.V.m. Art.14 des Gesetzes Nr.1632 zur 
Reform der saarländischen Verwaltungsstrukturen vom 
21. November 2007 (Amtsblatt des Saarlandes S.2393).

Waldgesetz für das Saarland (Landeswaldgesetz LWaldG) 
vom 26. Oktober 1977 (Amtsblatt des Saarlandes S. 
1009), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 20. 
September 2017 (Amtsbl. I S. 868)
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